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I.

21210

Änderung der Weiterbildungsordnung 
für Apothekerinnen und Apotheker der 

Apothekerkammer Nordrhein 
vom 18. November 2015

Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 18. November 2015 auf-
grund des § 42 Absatz 1 in Verbindung mit § 48 des Heil-
berufsgesetzes (HeilBerG) vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. 
S. 403), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. April 2013 
(GV. NRW. S.  202), folgende Änderung der Weiterbil-
dungsordnung beschlossen: 

Artikel I

Die Weiterbildungsordnung für Apothekerinnen und 
Apotheker der Apothekerkammer Nordrhein vom 6. De-
zember 1995 (MBl. NRW. 1996  S.334), zuletzt geändert 
durch Beschluss vom 18. Juni 2008 (MBl. NRW. S. 424), 
wird wie folgt geändert: 

1.   In § 2 Absatz 2 wird hinter dem Spiegelstrich „ – On-
kologische Pharmazie“ der Spiegelstrich „ – Infektio-
logie“ angefügt.

2.  § 5 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

  „ (3) Die Ermächtigung wird auf Antrag zum ersten 
des Monats der Antragstellung erteilt. Die Ermächti-
gung kann befristet werden. Antragstellerin oder An-
tragsteller ist die Apothekerin oder der Apotheker, 
die oder der die Ermächtigung begehrt. Der Antrag 
muss das Gebiet, Teilgebiet oder den Bereich sowie 
den Umfang der begehrten Weiterbildungszeit be-
zeichnen. Auf Verlangen hat die Apothekerin oder 
der Apotheker Angaben zur Person, zu Art und Um-
fang ihrer oder seiner Tätigkeit sowie zur Weiterbil-
dungsstätte zu machen. Änderungen in der Struktur 
und Größe der Weiterbildungsstätte hat sie oder er 
unverzüglich mitzuteilen.“

3.  § 14 wird wie folgt gefasst:

 „§ 14 
 Anerkennung von gleichwertigen Weiterbildungen 
 aus dem Ausland

  (1) Wer ein fachbezogenes Diplom, ein fachbezogenes 
Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Nachweis über 
eine abgeschlossene Weiterbildung (Weiterbildungs-
nachweis) besitzt, das oder der nach dem Recht der 
Europäischen Union oder dem Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Vertrag, 
mit dem Deutschland und die Europäische Union ei-
nen entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt ha-
ben, gegenseitig automatisch anzuerkennen ist, erhält 
auf Antrag die Anerkennung der Fachapothekerin- 
oder Fachapothekerbezeichnung.

  (2) Wer einen Weiterbildungsnachweis aus einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder eines an-
deren Vertragsstaates des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum besitzt, der nicht nach 
Absatz  1 automatisch anzuerkennen ist, erhält auf 
Antrag die Anerkennung einer Fachapothekerin- 
oder Fachapothekerbezeichnung, wenn die Gleich-
wertigkeit des Weiterbildungsstandes gegeben ist. 
Gleiches gilt bei Vorliegen eines Weiterbildungsnach-
weises aus einem anderen als den in Absatz  1 ge-
nannten Staaten (Drittstaat), der durch einen ande-
ren in Satz 1 genannten Staat anerkannt worden ist, 
wenn die antragstellende Person nach Anerkennung 
mindestens drei Jahre die betreffende Tätigkeit im 
Hoheitsgebiet des Staates ausgeübt hat, der diesen 
Nachweis anerkannt und die zuständige Behörde 
oder eine andere zuständige Stelle dieses Staates ihr 
dies bescheinigt hat. Zuständige Behörde im Sinne 
von Absatz 1 bis 2 ist jede von den Mitgliedsstaaten 
mit der besonderen Befugnis ausgestattete Behörde 
oder Stelle, Ausbildungsnachweise und andere Doku-
mente oder Informationen auszustellen bzw. entge-
genzunehmen sowie Anträge zu erhalten und Be-
schlüsse nach der Richtlinie 2005/36/EG zu fassen.

  (3) Wer einen Weiterbildungsnachweis aus einem 
Drittstaat besitzt erhält auf Antrag die Anerkennung, 
wenn die Gleichwertigkeit der Weiterbildung gege-
ben ist.

  (4) Wer einen anerkannten Weiterbildungsnachweis 
nach den Absätzen 1 bis 3 besitzt, erwirbt das Recht 
zum Führen der dafür in dieser Weiterbildungsord-
nung vorgesehenen Bezeichnung.

  (5) Ein Weiterbildungsnachweis ist als gleichwertig 
anzusehen, sofern 

 1.   der im Ausland erworbene Weiterbildungsnach-
weis die Befähigung zu vergleichbaren berufl ichen 
Tätigkeiten wie der in dieser Weiterbildungsord-
nung geregelte Weiterbildungsnachweis belegt,

 2.   zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifi katio-
nen und der in dieser Weiterbildungsordnung ge-
regelten Berufsbildung keine wesentlichen Unter-
schiede bestehen und

 3.   die Gleichwertigkeit der vorangegangenen Grund-
ausbildung durch die zuständige Behörde festge-
stellt wurde.

  Die Apothekerkammer kann zur Entscheidung über 
die Gleichwertigkeit Fachgutachterinnen oder Fach-
gutachter und Prüfungsausschüsse hören.

  (6) Wesentliche Unterschiede zwischen den nachge-
wiesenen Berufsqualifi kationen und der entsprechen-
den landesrechtlich geregelten Berufsbildung liegen 
vor, sofern

 1.   sich der im Ausland erworbene Weiterbildungs-
nachweis auf Fähigkeiten und Kenntnisse bezieht, 
die sich hinsichtlich des Inhalts oder auf Grund 
der Ausbildungsdauer wesentlich von den Fähig-
keiten und Kenntnissen unterscheiden, auf die 
sich der in dieser Weiterbildungsordnung gere-
gelte Weiterbildungsnachweis bezieht,

 2.   die entsprechenden Fähigkeiten und Kenntnisse 
eine maßgebliche Voraussetzung für die Ausübung 
der jeweiligen Tätigkeit darstellen und

 3.   die antragstellende Person diese Unterschiede 
nicht durch sonstige Befähigungsnachweise oder 
nachgewiesene einschlägige Berufserfahrung aus-
geglichen hat.

  (7) In dem Umfang, in dem die Apothekerkammer ei-
nes anderen Bundeslandes die Gleichwertigkeit fest-
gestellt hat, ist die Inhaberin oder der Inhaber des 
Weiterbildungsnachweises so zu behandeln als sei in-
soweit der Weiterbildungsnachweis in diesem Bun-
desland erworben worden.“

4.  Hinter § 14 wird folgender § 14a eingefügt:

 „§ 14a
 Anerkennung von nicht abgeschlossenen 
 Weiterbildungen aus dem Ausland

  Eine im Ausland begonnene und noch nicht abge-
schlossene Weiterbildung kann vollständig oder teil-
weise anerkannt werden, wenn sie gleichwertig ist. 
Die Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn die Grund-
sätze dieser Weiterbildungsordnung für den Erwerb 
der vorgeschriebenen Kompetenz im Hinblick auf In-
halte und Zeiten gewahrt sind. § 14 Absatz 5 Satz 1 
Nummer  3 und Satz  2 sind entsprechend anwend-
bar.“

5.  § 15 wird wie folgt gefasst:

 „§ 15
 Anerkennung von ausländischen Weiterbildungen 
 mit Ausgleichsmaßnahmen

  (1) Bestehen zwischen der nachgewiesenen Berufs-
qualifi kation und der Qualifi kation nach dieser Wei-
terbildungsordnung wesentliche Unterschiede im 
Sinne von § 14 Absatz 6 ist ein Anpassungslehrgang 
oder eine Eignungsprüfung durchzuführen. Die an-
tragstellende Person hat die Wahl zwischen einem 
Anpassungslehrgang und einer Eignungsprüfung. Vor 
Durchführung einer Eignungsprüfung oder eines An-
passungslehrgangs ist zu prüfen, ob die von der an-
tragstellenden Person im Rahmen ihrer Berufspraxis 
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 3.   eine tabellarische Aufstellung über die absolvierte 
Weiterbildung und die Berufspraxis in deutscher 
Sprache,

 4.   eine amtlich beglaubigte Kopie der Weiterbil-
dungsnachweise sowie Bescheinigungen über die 
Berufspraxis, sofern diese zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit erforderlich sind,

 5.   in Fällen des § 14 Absatz 2 zusätzliche Nachweise 
zur Prüfung der Gleichwertigkeit,

 6.   für den Fall, dass in einem anderen Mitgliedstaat, 
EWR-Staat oder Vertragsstaat ein Nachweis über 
eine Weiterbildung ausgestellt wird, die ganz oder 
teilweise in Drittstaaten absolviert wurde, Unter-
lagen darüber, welche Tätigkeiten in Drittstaaten 
durch die zuständige Stelle des Ausstellungsmit-
gliedstaates in welchem Umfang auf die Weiter-
bildung angerechnet wurden,

 7.   eine schriftliche Erklärung, ob die Anerkennung 
der Weiterbildungsnachweise bereits bei einer an-
deren Apothekerkammer beantragt wurde.

  Soweit die unter Nummern 4 bis 6 genannten Unter-
lagen und Bescheinigungen nicht in deutscher Spra-
che ausgestellt sind, sind sie zusätzlich in beglaubig-
ter Übersetzung vorzulegen, die durch eine öffentlich 
bestellte oder beeidigte Übersetzerin oder Dolmet-
scherin oder einen öffentlich bestellten oder beeidig-
ten Übersetzer oder Dolmetscher erstellt wurde.

  (2) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder 
der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten Unterla-
gen, kann die Apothekerkammer die antragstellende 
Person auffordern, weitere geeignete Unterlagen vor-
zulegen. Soweit die Unterlagen in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union, einem weiteren Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz ausgestellt 
wurden, kann sich die Apothekerkammer an die Kon-
taktstelle oder an die zuständige Stelle des Ausbil-
dungsstaates wenden.

  (3) Die antragstellende Person hat durch geeignete 
Unterlagen darzulegen, in Nordrhein-Westfalen eine 
ihren Berufsqualifi kationen entsprechende Erwerbs-
tätigkeit ausüben zu wollen. Für antragstellende Per-
sonen mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, einem weiteren Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder in der Schweiz sowie für Staatsangehörige die-
ser Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern 
keine besonderen Gründe gegen eine entsprechende 
Absicht sprechen.

 § 15b
 Verfahren

  (1) Die Apothekerkammer bestätigt der antragstel-
lenden Person innerhalb eines Monats den Eingang 
des Antrags einschließlich der nach § 15a vorzulegen-
den Unterlagen. In der Empfangsbestätigung ist das 
Datum des Eingangs mitzuteilen und auf die Frist 
nach Absatz 2 sowie auf die Voraussetzungen für den 
Beginn der Frist hinzuweisen. Sind die nach §  15a 
vorzulegenden Unterlagen unvollständig, teilt die 
Apothekerkammer innerhalb eines Monats mit, wel-
che Unterlagen nachzureichen sind. Die Mitteilung 
enthält den Hinweis, dass die Frist nach Absatz 2 erst 
mit Eingang der vollständigen Unterlagen zu laufen 
beginnt.

  (2) Die Apothekerkammer muss innerhalb von drei 
Monaten über die Gleichwertigkeit entscheiden. Die 
Frist beginnt mit Eingang der vollständigen Unterla-
gen. Sie kann einmal angemessen verlängert werden, 
wenn dies wegen der Besonderheiten des Falles ge-
rechtfertigt ist. Für antragstellende Personen, die ih-
ren Ausbildungsnachweis in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz erworben haben oder deren Ausbil-
dungsnachweise in einem dieser Staaten anerkannt 
wurden, kann die Fristverlängerung nach Satz  3 
höchstens einen Monat betragen. Die Fristverlänge-
rung ist zu begründen und rechtzeitig mitzuteilen.

erworbenen Kenntnisse, unabhängig davon, in wel-
chem Staat diese erworben wurden, den wesentlichen 
Unterschied ganz oder teilweise ausgleichen können.

  Bei antragstellenden Personen, die ihre Ausbildung 
oder Weiterbildung in einem anderen Vertragsstaat 
des Europäischen Wirtschaftsraumes abgeschlossen 
haben, erstreckt sich der Anpassungslehrgang oder 
die Eignungsprüfung auf die festgestellten wesentli-
chen Unterschiede. Bei antragstellenden Personen, 
die ihre Ausbildung oder Weiterbildung in Drittstaa-
ten abgeschlossen haben, wird der Nachweis durch 
eine Kenntnisprüfung erbracht, die sich auf den In-
halt der Abschlussprüfung erstreckt, oder durch ei-
nen Anpassungslehrgang, der mit einer Prüfung über 
den Inhalt des Anpassungslehrgangs abschließt. Für 
die Prüfungen im Sinne dieses Absatzes gelten die 
Vorgaben der §§  10 bis 13 entsprechend. Für den 
Nachweis über die Absolvierung des Anpassungslehr-
gangs gilt § 7 entsprechend.

  (2) „Anpassungslehrgang“ ist eine zeitlich befristete 
Ausübung des Berufs unter Verantwortung einer 
nach § 5 zur Weiterbildung befugten Person an einer 
nach § 3 Absatz 4 zugelassenen Weiterbildungsstätte. 
Die Einzelheiten des Anpassungslehrgangs werden 
von der Apothekerkammer festgelegt und richten sich 
nach Art und Umfang der festgestellten wesentlichen 
Unterschiede. Der Anpassungslehrgang beträgt min-
destens 6 und höchstens 36 Monate. Die Regelungen 
des § 39 Absätze 5 und 6 Heilberufsgesetz NRW gel-
ten entsprechend. Die Inhalte ergeben sich aus dem 
Bescheid nach § 15b Absatz 2 Sätze 1 und 2. Geprüft 
werden die erworbenen Kenntnisse, Erfahrungen und 
Fertigkeiten im Bereich der festgestellten Defi zite.

  „Eignungsprüfung“ nach Absatz  1 ist eine aus-
schließlich die berufl ichen Kenntnisse der antragstel-
lenden Person betreffende und von der Apotheker-
kammer durchgeführte Prüfung, mit der die 
Fähigkeit der antragstellenden Person, in der Bun-
desrepublik Deutschland den Beruf als Fachapothe-
kerin oder Fachapotheker unter einer Fachapotheke-
rin- oder Fachapothekerbezeichnung auszuüben, 
beurteilt werden soll. Die Prüfung erstreckt sich auf 
die Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten der 
Sachgebiete, die aufgrund eines Vergleichs der Wei-
terbildungsgänge des Herkunftsstaates und der in 
dieser Weiterbildungsordnung geregelten Weiterbil-
dung mit der durchgeführten Weiterbildung nicht ab-
gedeckt werden und deren Kenntnis eine wesentliche 
Voraussetzung für die Ausübung des Berufs im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ist. Die Sachgebiete 
werden von der Apothekerkammer anhand der Vor-
gaben in den Anlagen der Weiterbildungsordnung be-
nannt.

  „Kenntnisprüfung“ ist eine die Kompetenzen als 
Fachapothekerin oder Fachapotheker betreffende 
und von der Apothekerkammer durchgeführte Prü-
fung, mit der die Kenntnisse der antragstellenden 
Person, in der Bundesrepublik Deutschland den Be-
ruf als Fachapothekerin oder Fachapotheker unter 
einer Fachapothekerbezeichnung auszuüben, beur-
teilt werden soll. Die Prüfung kann sich auf alle für 
das jeweilige Fach vorgeschriebenen Weiterbildungs-
inhalte gemäß den Anlagen der Weiterbildungsord-
nung erstrecken. Geprüft werden die erworbenen 
Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten gemäß 
§  11. Die Sachgebiete werden von der Apotheker-
kammer anhand der Vorgaben in den Anlagen der 
Weiterbildungsordnung und nach den allgemeinen 
Inhalten der Weiterbildung benannt.

6.   Hinter § 15 werden folgende §§ 15a bis 15c eingefügt:

 „§ 15a
 Vorzulegende Unterlagen

  (1) Zur Bewertung der Gleichwertigkeit sind dem 
Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit fol-
gende Unterlagen beizufügen:

 1.   Eine deutsche Approbation oder Berufserlaubnis 
zuzüglich Nachweis über den gleichwertigen Aus-
bildungsstand,

 2.  ein Identitätsnachweis,
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tion und -beratung, Verbrauchscontrolling, pati-
entenbezogene klinisch-pharmazeutische Dienst-
leistungen und die Entwicklung und Umsetzung 
von Maßnahmen, die eine optimale Arzneimittel-
therapie gewährleisten.

  Weiterbildungsziel:
   Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so 
dass die Fachapothekerin oder der Fachapotheker 
für Klinische Pharmazie:

  –  detaillierte Kenntnisse zur klinischen Anwen-
dung der im Krankenhaus eingesetzten Arznei-
mittel hat,

  –  individuelle und allgemeine Therapieempfeh-
lungen unter Berücksichtigung evidenzbasierter 
Kriterien und patientenindividueller Parameter 
erstellt,

  –  Patientinnen und Patienten des Krankenhauses 
im Rahmen des Medikationsmanagements phar-
mazeutisch betreut,

  –  individuelle und allgemeine Empfehlungen zum 
Umgang mit und zur Applikation von Arznei-
mitteln für das Pfl egepersonal erstellt,

  –  unterschiedliche Kommunikationstechniken für 
die Beratung und Schulung von Patientinnen 
und Patienten, Ärztinnen und Ärzten, Pfl ege-
kräften und pharmazeutischem Personal sowie 
für die Leitung von Sitzungen zielgruppenspezi-
fi sch anwendet,

  –  Herstellungs- und Prüfungsanweisungen nach 
anerkannten pharmazeutischen Regeln für pati-
entenindividuelle Zubereitungen und Defektur-
arzneimittel selbstständig erarbeitet,

  –  unterschiedliche Arzneiformen in der nach der 
pharmazeutischen Wissenschaft erforderlichen 
Qualität sowie Medizinprodukte und In-vitro-
Diagnostika herstellt, diese prüft und die Her-
stellungs- und Prüfvorgänge dokumentiert,

  –  die qualitative und ökonomische Warenbewirt-
schaftung des medizinischen Sachbedarfs si-
cherstellt,

  –  bei der Auswahl der Arzneimittel des Kranken-
hauses entscheidend mitwirkt und sicherstellt, 
dass diese unter Beachtung von Effektivität, 
 Sicherheit und Ökonomie bewertet werden,

  –  medizinische und pharmazeutische Informatio-
nen insbesondere zu Arzneimitteln recherchiert, 
bewertet, kommuniziert und dokumentiert,

  –  die über die jeweilige Apotheke beschafften Me-
dizinprodukte, In-vitro-Diagnostika und diäte-
tischen Lebensmittel hinsichtlich ihres sach-
gerechten Umgangs und ihrer Anwendung 
beurteilt,

  –  pharmazeutische Dienstleistungen in geeigneter 
Form dokumentiert,

  –  die gesetzlichen und betriebswirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen des Krankenhauses und 
Gesundheitswesens kennt und die Tätigkeiten 
der Apotheke in diese einordnet,

  –  operative und strategische Managementauf-
gaben hinsichtlich der Erbringung pharmazeu-
tischer Leistungen erfüllt,

  –  zur Auswahl und Durchführung geeigneter 
Maßnahmen zur Erhöhung der Arzneimittelthe-
rapiesicherheit beiträgt,

  –  die Aufgaben der Apothekerin oder des Apothe-
kers bei der Durchführung klinischer Prüfungen 
kennt,

  –  Informationen über Arzneimittelrisiken er-
kennt, sammelt und bewertet und adäquate 
Maßnahmen zur Risikominimierung ergreift,

  –  im Antibiotic Stewardship-Team des Kranken-
hauses mitarbeitet bzw. die Aufgaben gemäß In-
fektionsschutzgesetz wahrnimmt und Ärztinnen 

  (3) Im Fall des § 15a Absatz 2 ist der Lauf der Frist 
nach Absatz  2 bis zum Ablauf der von der Apothe-
kerkammer festgelegten Frist gehemmt. Im Fall des 
Absatzes 4 ist der Lauf der Frist nach Absatz  2 bis 
zur Beendigung des sonstigen geeigneten Verfahrens 
gehemmt.

  (4) Kann die antragstellende Person die für die Fest-
stellung oder Bewertung der Gleichwertigkeit erfor-
derlichen Nachweise nach §  15a aus selbst nicht zu 
vertretenden Gründen nicht oder nur teilweise vor-
legen oder ist die Vorlage der entsprechenden Un-
terlagen mit einem unangemessenen zeitlichen und 
sachlichen Aufwand verbunden, stellt die Apotheker-
kammer die für einen Vergleich mit der entsprechen-
den inländischen Weiterbildung maßgeblichen beruf-
lichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten der 
antragstellenden Person durch sonstige geeignete 
Verfahren fest. Die antragstellende Person hat die 
Gründe glaubhaft zu machen, die einer Vorlage der 
entsprechenden Unterlagen entgegenstehen. Die Apo-
thekerkammer ist befugt, eine Versicherung an Eides 
Statt zu verlangen und abzunehmen. In diesem Fall 
ist der Lauf der Frist nach Absatz  1 Satz  3 bis zur 
Beendigung des sonstigen geeigneten Verfahrens ge-
hemmt.

  (5) Sonstige geeignete Verfahren zur Ermittlung der 
berufl ichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
im Sinne des Absatzes 4 sind insbesondere Arbeits-
proben, Fachgespräche, praktische und theoretische 
Prüfungen sowie Gutachten von Sachverständigen.

  (6) Die Feststellung oder Bewertung der Gleichwer-
tigkeit erfolgt auf der Grundlage der Ergebnisse der 
in den Absätzen 4 und 5 vorgesehenen sonstigen Ver-
fahren.

  (7) Die Apothekerkammer bestätigt der zuständigen 
Behörde oder einer anderen zuständigen Stelle auf 
Anfrage sowohl die Authentizität der von ihr ausge-
stellten Bescheinigung als auch, dass die Mindestan-
forderungen an die Weiterbildung erfüllt sind.

 § 15c
 Mitwirkungspfl ichten

  (1) Die antragstellende Person ist verpfl ichtet, alle 
für die Ermittlung der Gleichwertigkeit notwendigen 
Unterlagen vorzulegen sowie alle dazu erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen.

  (2) Kommt die antragstellende Person dieser Mitwir-
kungspfl icht nicht nach und wird hierdurch die Auf-
klärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann 
die Apothekerkammer ohne weitere Ermittlungen 
entscheiden. Dies gilt entsprechend, wenn die antrag-
stellende Person in anderer Weise die Aufklärung des 
Sachverhalts wesentlich erschwert.

  (3) Der Antrag kann wegen fehlender Mitwirkung 
abgelehnt werden, nachdem die antragstellende Per-
son auf die Folge schriftlich hingewiesen worden ist 
und der Mitwirkungspfl icht nicht innerhalb einer an-
gemessenen Frist nachgekommen ist.“

7.   Die Anlage zur Weiterbildungsordnung wird wie 
folgt geändert:

 a)   In der Anlage zur Weiterbildungsordnung wird 
der zweite Abschnitt „Gebiet Klinische Pharma-
zie“ wie folgt gefasst:

  „ 2.
  Gebiet Klinische Pharmazie

   Klinische Pharmazie ist das Gebiet der Pharma-
zie, das die Versorgung aller Patientinnen und 
 Patienten gemäß §  14 Apothekengesetz mit Arz-
neimitteln und sonstigen Produkten des medizini-
schen Sachbedarfs sowie die zugehörige pharma-
zeutische Betreuung umfasst. Die Fachapothe-
kerin oder der Fachapotheker für Klinische 
Pharmazie sorgt für den wirksamen, sicheren und 
wirtschaftlichen Einsatz der Arzneimittel und Me-
dizinprodukte in seinem Versorgungsbereich. Zu 
ihren oder seinen Aufgaben gehören insbesondere 
Beschaffungsmanagement, Arzneimittelherstel-
lung, -prüfung, -distribution, -lagerung, -informa-
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und Ärzte und Pfl egepersonal hinsichtlich der 
Auswahl und der Anwendung der Antiinfektiva 
und Desinfektionsmittel berät,

  –  bei der Qualitätssicherung aller arzneimittelbe-
zogenen Prozesse im Krankenhaus mitwirkt.

  Weiterbildungszeit und Durchführung:
   36 Monate in einer Krankenhausapotheke, einer 

krankenhausversorgenden Apotheke oder einer 
Bundeswehrkrankenhausapotheke einschließlich 
des Besuchs von Seminaren und dem Nachweis 
geforderter praktischer Tätigkeiten an der Weiter-
bildungsstätte. Während der Weiterbildungszeit 
ist eine Projektarbeit anzufertigen. Ein Wechsel 
der Weiterbildungsstätte ist nur dann erforder-
lich, wenn die Zulassung der Weiterbildungsstätte 
eingeschränkt ist.

  Anrechenbare Weiterbildungszeiten:
  Bis zu 12 Monate Weiterbildung in

  –  Allgemeinpharmazie oder

  –  Arzneimittelinformation oder

  –  Pharmazeutischer Technologie oder

  –  Pharmazeutischer Analytik

  bis zu 6 Monate Weiterbildung in

  –  Öffentlichem Gesundheitswesen oder

  –  Theoretischer und Praktischer Ausbildung.“

 b)   In der Anlage zur Weiterbildungsordnung wird 
der dritte Abschnitt „Gebiet Arzneimittelinforma-
tion“ wie folgt gefasst:

  „ 3. 
  Gebiet Arzneimittelinformation

   Arzneimittelinformation ist das Gebiet der Phar-
mazie, das die Erarbeitung, Sammlung, Aufberei-
tung, Bewertung und Weitergabe von Erkenntnis-
sen zur Qualität, Wirksamkeit und 
Unbedenklichkeit von Arzneimitteln an unter-
schiedliche Zielgruppen umfasst.

  Weiterbildungsziel:
   Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so 
dass die Fachapothekerin oder der Fachapotheker 
für Arzneimittelinformation:

  –  wissenschaftliche Daten und Informationen 
über Arzneistoffe und Arzneimittel sammelt, 
diese bewertet, die Ergebnisse zielgruppenspezi-
fi sch aufbereitet und sie weitergibt,

  –  die Anforderungen, den Aufbau und die inhalt-
liche Gestaltung von standardisierten Arznei-
mittelinformationen wie Gebrauchsinformation, 
Fachinformation, Kennzeichnung und öffentli-
che Beurteilungsberichte kennt,

  –  die grundlegenden Anforderungen an das De-
sign, die Planung und Durchführung klinischer 
Studien sowie biometrische Methoden zur Aus-
wertung klinischer Studien kennt,

  –  klinische und epidemiologische Studien, Meta-
Analysen, systematische Reviews und medizini-
sche Leitlinien interpretiert und deren Qualität 
und wissenschaftliche Evidenz beurteilt,

  –  die rechtlichen Grundlagen der Arzneimittelzu-
lassung, unterschiedliche Zulassungsverfahren, 
den grundsätzlichen Aufbau des Zulassungsdos-
siers sowie die grundlegenden regulatorischen 
Anforderungen zum Nachweis der Qualität, Un-
bedenklichkeit und Wirksamkeit eines Arznei-
mittels sowie Maßnahmen zur Aufrechterhal-
tung bzw. Änderung der Zulassung kennt,

  –  die Grundlagen von GxP kennt, insbesondere 
Good Manufacturing Practice (GMP), Good 
 Clinical Practice (GCP), Good Clinical Labora-
tory Practice (GCLP), Good Laboratory Practice 
(GLP), Good Pharmacovigilance Practice (GVP) 
und Good Distribution Practice (GDP),

  –  den Aufbau des nationalen und internationalen 
Risikomanagement-Systems sowie die Metho-
den und Verfahren zur Erfassung und Bewer-
tung von Arzneimittelrisiken kennt,

  –  unterschiedliche Formen, Zielstellungen und 
den Anwendungsbereich pharmakoökonomi-
scher und anderer Studien zur Nutzenbewer-
tung von Arzneimitteln kennt und deren Quali-
tät bewertet.

   Zusätzlich hat die Fachapothekerin oder der 
Fachapotheker für Arzneimittelinformation 
Kennt nisse, Fertigkeiten und Kompetenzen in 
mindestens zwei der nachfolgenden Bereiche:

  –  Die Fachapothekerin oder der Fachapotheker 
kennt Methoden zur Ermittlung des therapeuti-
schen Bedarfs für neue Arzneistoffe, für die 
Wirkstoffentwicklung sowie für den pharma-
zeutischen Entwicklungsprozess neuer Arznei-
mittel.

  –  Die Fachapothekerin oder der Fachapotheker 
kann Arzneimittel von anderen Produktgruppen 
wie Medizinprodukten, Nahrungsergänzungs-
mitteln, diätetischen Lebensmitteln, Kosmetika 
und Bioziden abgrenzen. 

  –  Die Fachapothekerin oder der Fachapotheker 
kennt die gesetzlichen Grundlagen für Medizin-
produkte, deren Einstufung und Klassifi zierung, 
die Voraussetzungen für den Marktzugang ein-
schließlich der klinischen Prüfung, das Vigi-
lanzsystem für Medizinprodukte sowie die Me-
chanismen der Preisbildung und Erstattung.

  –  Die Fachapothekerin oder der Fachapotheker 
kennt die Grundzüge des Projektmanagements 
zur Planung, Überwachung, Steuerung und zum 
Abschluss von Projekten im Zusammenhang mit 
Arzneimitteln.

  Weiterbildungszeit und Durchführung:
   36 Monate in geeigneten Einrichtungen der Arz-

neimittelinformation einschließlich des Besuchs 
von Seminaren. Während der Weiterbildungszeit 
ist eine Projektarbeit anzufertigen.

   Als Weiterbildungsstätten kommen Pharmazeuti-
sche Betriebe, wissenschaftliche Einrichtungen, 
Behörden und andere Institutionen in Frage, so-
weit diese nachweislich die Weiterbildungsziele 
vermitteln können. Die jeweils anerkennungsfä-
hige Weiterbildungszeit an den einzelnen Weiter-
bildungsstätten richtet sich nach dem Umfang der 
vermittelten Weiterbildungsinhalte. Ein Wechsel 
der Weiterbildungsstätte ist dann erforderlich, 
wenn die Zulassung der Weiterbildungsstätte ein-
geschränkt ist.

  Anrechenbare Weiterbildungszeiten:
   Bis zu 6 Monate Weiterbildung in einem unter § 2 

Absatz 1 genannten Gebiet.“

 c)   In der Anlage zur Weiterbildungsordnung wird 
nach dem neunten Abschnitt „Gebiet Öffentliches 
Gesundheitswesen“ im Abschnitt „Bereich Ernäh-
rungsberatung“ unter der Überschrift „Weiterbil-
dungszeit und Durchführung:“ die Angabe „24 
Monate“ durch die Angabe „12 Monate“ ersetzt.

 d)   In der Anlage zur Weiterbildungsordnung wird 
nach dem neunten Abschnitt „Gebiet Öffentliches 
Gesundheitswesen“ im Abschnitt „Bereich Geriat-
rische Pharmazie“ unter der Überschrift „Weiter-
bildungszeit und Durchführung:“ die Angabe „24 
Monate“ durch die Angabe „12 Monate“ ersetzt.

 e)   In der Anlage zur Weiterbildungsordnung wird 
nach dem neunten Abschnitt „Gebiet Öffentliches 
Gesundheitswesen“ im Abschnitt „Bereich Natur-
heilmittel und Homöopathie“ unter der Über-
schrift „Weiterbildungszeit und Durchführung:“ 
die Angabe „24 Monate“ durch die Angabe „12 
Monate“ ersetzt.

 f)   In der Anlage zur Weiterbildungsordnung wird 
nach dem neunten Abschnitt „Gebiet Öffentliches 
Gesundheitswesen“ im Abschnitt „Bereich Onko-
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logische Pharmazie“ unter der Überschrift „Wei-
terbildungszeit und Durchführung:“ die Angabe 
„24 Monate“ durch die Angabe „12 Monate“ er-
setzt.

 g)   In der Anlage zur Weiterbildungsordnung wird 
nach dem neunten Abschnitt „Gebiet Öffentliches 
Gesundheitswesen“ hinter dem Abschnitt „Be-
reich Onkologische Pharmazie“ folgender Bereich 
angefügt:

  „Bereich Infektiologie
   Infektiologie ist der Bereich der Pharmazie, der 

sich mit der Behandlung und Prävention von In-
fektionserkrankungen beschäftigt und insbeson-
dere die Pharmakotherapie mit Antiinfektiva aber 
auch Strategien zur Sicherung eines rationalen 
Antiinfektivaeinsatzes umfasst.

  Weiterbildungsziel:
   Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so 
dass die weitergebildete Apothekerin oder der 
weitergebildete Apotheker

  –  Ärztinnen und Ärzte, Pfl egepersonal und Pa-
tientinnen und Patienten zum pharmako-
therapeutischen Einsatz der Antiinfektiva berät. 
Dies umfasst die geeignete Substanzwahl in Ab-
hängigkeit von Substanzeigenschaften, Krank-
heitsbild sowie Erreger und Infektionsort. Die 
weitergebildete Apothekerin oder der weiterge-
bildete Apotheker erarbeitet patientenindivi-
duelle Dosierungsschemata, bewertet arzneimit-
telbezogene Probleme und gibt Hinweise zum 
Umgang mit diesen.

  –  einrichtungsbezogene Hygienestandards nach 
Maßgabe der gesetzlichen und normativen Rege-
lungen bewertet. Sie oder er erkennt mögliche 
Übertragungswege wichtiger Infektionserreger 
in der Einrichtung und schlägt Maßnahmen zur 
Infektionsprävention insbesondere im Rahmen 
der Applikation von Arzneimitteln vor. Die wei-
tergebildete Apothekerin oder der weitergebil-
dete Apotheker berät Ärztinnen und Ärzte, Pfl e-
gepersonal und Patientinnen und Patienten im 
Umgang mit Desinfektionsmitteln und über den 
Einsatz von Wirkstoffen zur Dekolonisation.

  –  ABS-Strategien zur Sicherung einer rationalen 
Antibiotika-Anwendung im Krankenhaus kennt 
und diese anwendet.

  –  zielgruppenspezifi sche Techniken der Kommu-
nikation anwendet. Die weitergebildete Apothe-
kerin oder der weitergebildete Apotheker plant 
und führt Schulungs- und Informationsmaßnah-
men unter Kenntnis der Vor- und Nachteile ver-
schiedener Schulungsformate und unter Aus-
wahl geeigneter Inhalte, Methoden und Medien 
durch. Sie oder er plant und leitet Sitzungen ef-
fektiv und zielorientiert.

  Weiterbildungszeit und Durchführung:
   12-monatige Tätigkeit in einer zur Weiterbildung 

geeigneten Einrichtung, insbesondere Kranken-
häuser und krankenhausversorgende öffentliche 
Apotheken, einschließlich des Besuchs von min-
destens 100 Seminarstunden.

   Während der Weiterbildungszeit ist eine Projekt-
arbeit anzufertigen, die folgende praktische Auf-
gaben umfasst:

  –  Optimierung der Antiinfektiva-Dosierung für 10 
Patientinnen und/oder Patienten auf Grundlage 
patientenspezifi scher Daten inkl. Therapeuti-
schem Drug Monitoring,

  –  Teilnahme an der Stationsvisite oder am infek-
tiologischen Konsildienst und Entwicklung von 
10 patientenindividuellen Vorschlägen zur anti-
infektiven Arzneimitteltherapie zu unterschied-
lichen Organinfektionen,

  –  Erfassung, Bearbeitung und Dokumentation von 
10 ärztlichen und/oder pfl egerischen Anfragen 
zur antiinfektiven Arzneimitteltherapie und

  –  Durchführung einer Antiinfektiva-Verbrauchs-
analyse mit Kommentierung.

  –  Aus den Ergebnissen dieser Aufgaben ist ein 
Opti mierungskonzept zur Sicherung einer ratio-
nalen Antiinfektiva-Verordnung für die Ein-
richtung zu erar beiten.“

Artikel II

Diese Änderung der Weiterbildungsordnung tritt 14 
Tage nach Veröffentlichung im Ministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 1. Dezember 2015

Ministerium für Gesundheit ,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

des Landes Nordrhein-Westfalen
Az.: 232-0810.87-

Im Auftrag

H a m m

 
Die vorstehende Änderung der Weiterbildungsordnung 
für Apothekerinnen und Apotheker der Apothekerkam-
mer Nordrhein vom 18. November 2015 wird hiermit 
ausgefertigt und im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen, in der Pharmazeutischen Zeitung und 
in der Deutschen Apotheker Zeitung bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 16. Dezember 2015

Lutz  E n g e l e n

Präsident
der Apothekerkammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2016 S. 68

21210

Änderung der Verwaltungsgebührenordnung 
der Apothekerkammer Nordrhein 

vom 18. November 2015
Die Kammerversammlung der Apothekerkammer Nord-
rhein hat in ihrer Sitzung am 18. November 2015 auf-
grund des § 23 des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 2000 
(GV. NRW. S.  403), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. April 2013 (GV. NRW. S.  202), folgende Änderung 
der Verwaltungsgebührenordnung beschlossen: 

Artikel I

Die Verwaltungsgebührenordnung der Apothekerkam-
mer Nordrhein vom 11. Dezember 1996 (MBl. NRW. 
1997  S.  355), zuletzt geändert durch Beschluss vom 13. 
Juni 2012 (MBl. NRW. S.624), wird wie folgt geändert: 

 1.  In § 1 Absatz 1 Nummer 11 wird der Punkt am Satz-
ende durch ein Komma ersetzt.

 2.   In § 1 Absatz 1 werden folgende Nummern 12-14 an-
gefügt:

  „ 12. Entscheidung über die Anerkennung einer in 
der Europäischen Union (EU), im Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) oder in der Schweiz erwor-
benen Weiterbildung 50,00 Euro,

13.   Entscheidung über die Anerkennung einer außerhalb 
der EU, des EWR oder der Schweiz erworbenen Wei-
terbildung 200,00 Euro, 

14.   Durchführung von Fachsprachenprüfungen oder 
Wiederholungsprüfungen für außerhalb Deutsch-
lands approbierte bzw. zugelassene Apothekerinnen 
und Apotheker 375,00 Euro.“
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Artikel II

Diese Änderung der Verwaltungsgebührenordnung der 
Apothekerkammer Nordrhein tritt mit Ausnahme von 
§  1 Absatz. 1 Nummer  14 neue Fassung am 1. Januar 
2016 in Kraft.

§  1 Absatz  1 Nummer  14 neue Fassung tritt am Tag 
nach  Inkrafttreten der Änderung der Verordnung zur 
Regelung der Zuständigkeiten nach Rechtsvorschriften 
für Heilberufe (Zuständigkeitsverordnung Heilberufe- 
ZustVO HB) vom 20. Mai 2008 (GV. NRW. S.  458), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 5. Mai 2015 
(GV.  NRW. S.  441), mit welcher der Apothekerkammer 
Nordrhein die Zuständigkeit für die Durchführung von 
Fachsprachenprüfungen übertragen wird, in Kraft.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 1. Dezember 2015

Ministerium für Gesundheit ,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: 232-0810.84.1-

Im Auftrag

H a m m

Die vorstehende Änderung der Verwaltungsgebühren-
ordnung der Apothekerkammer Nordrhein vom 18. No-
vember 2015 wird hiermit ausgefertigt und im Ministeri-
alblatt für das Land Nordrhein-Westfalen, in der 
Pharmazeutischen Zeitung und in der Deutschen Apo-
theker Zeitung bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 16. Dezember 2015

Lutz   E n g e l e n

Präsident
der Apothekerkammer Nordrhein

– MBl. NRW. 2016 S. 68

772

Richtlinie zur Förderung 
der Niederschlagswasser- oder Fremdwasser-

beseitigung im wasserwirtschaftlichen 
Einzugsgebiet der Emscher

Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

– IV-7-099 011 0111 –
vom 22. Dezember 2015

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Land gewährt auf der Grundlage der gemeinsamen 
Absichtserklärung der Emscherkommunen, der Em-
schergenossenschaft und des Ministeriums für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz zur Zukunftsinitiative „Wasser in der Stadt 
von morgen“ Zuwendungen für innovative Maßnahmen 
zur Niederschlagswasserbeseitigung, Fremd- oder 
Grundwasserableitung im wasserwirtschaftlichen Ein-
zugsgebiet der Emscher im Rahmen der Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspfl icht nach dieser Richtlinie und 
nach Maßgabe insbesondere folgender Regelungen:

–  §  13 des Abwasserabgabegesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Januar 2005 (BGBl. I S. 114) 
in der jeweils geltenden Fassung,

–  § 83 des Landeswassergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926) 
in der jeweils geltenden Fassung,

–  §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S.  158) sowie der dazugehörigen Verwaltungs-
vorschriften zur Landeshaushaltsordnung, Runderlass 
des Finanzministeriums vom 30. September 2003 
(MBl. NRW. 1254),

–  Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 
352 vom 24.12.2013, S. 1) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

1.2
Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung be-
steht nicht, vielmehr entscheidet die bewilligende Stelle 
aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel.

1.3
Zuwendungen werden nur dann gewährt, wenn mit der 
zu fördernden Maßnahme zum Zeitpunkt der Bewilli-
gung des Antrags noch nicht begonnen worden ist. Die 
in Nummer 1.3 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung genannte Ausnahmeregelung 
(Antrag auf förderunschädlichen vorzeitigen Maßnah-
menbeginn) bleibt hiervon unberührt.

2
Gegenstand der Förderung

2.1
Maßnahmen der Zukunftsinitiative „Wasser in der Stadt 
von morgen“ – auf der Grundlage des § 13 des Abwas-
serabgabengesetzes in der jeweils geltenden Fassung in 
Verbindung mit § 81 des Landeswassergesetzes in der je-
weils geltenden Fassung – zur Versickerung oder Ablei-
tung von Niederschlagswasser oder Fremdwasser sowie 
zur Anpassung an den Klimawandel im wasserwirt-
schaftlichen Einzugsgebiet der Emscher wie beispiels-
weise:

–  Erstellung von Versickerungsanlagen für Nieder-
schlagswasser,

–  Erstellung und Erweiterung von Anlagen zur Reten-
tion,

–  Erstellung, Erweiterung und Optimierung von Anla-
gen einschließlich Steuerung zur gezielten Ableitung 
von Niederschlagswasser in Gewässer,

–  Erstellung, Erweiterung und Optimierung der Reini-
gungs- und Spülanlagen in den Bauwerken für die 
Niederschlagswasserableitung,

–  Erstellung von Ableitungsgräben mit einem Anschluss 
an Gewässer,

–  Erstellung von Anlagen zur Ableitung in offene Was-
serfl ächen einschließlich der Schaffung dieser Wasser-
fl ächen,

–  Erstellung von Niederschlagswasser-Nutzungsanlagen.

Die Maßnahmen müssen eine qualitative oder quantita-
tive Verbesserung des Gewässers oder des Grundwassers 
erwarten lassen.

3
Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungsempfän-
ger sind Gemeinden und sonstige juristische Personen 
des öffentlichen Rechts (mit Ausnahme des Bundes) im 
wasserwirtschaftlichen Einzugsgebiet der Emscher.

Soweit auch Privatpersonen und juristische Personen 
des privaten Rechts als Nutzungsberechtigte auf den 
Grundstücken im wasserwirtschaftlichen Einzugsgebiet 
der Emscher bei Maßnahmen nach Nummer 2.1 einbezo-
gen werden sollen, leitet die Gemeinde die Zuwendung 
an diese unter Berücksichtigung der Nummer  4.6 (De-
minimis-Vorhaben) weiter.
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4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Die Gemeinde und die Emschergenossenschaft müssen 
über ein gültiges Abwasserbeseitigungskonzept verfü-
gen.

4.2
Die Flächen oder Abfl üsse sind vom öffentlichen Kanal-
netz abzukoppeln, sofern dieses im Mischsystem entwäs-
sert.

4.3
Die Grundsätze zur Behandlungsbedürftigkeit des Nie-
derschlagswassers gemäß Runderlass des Ministeriums 
für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz „Anforderungen an die Niederschlags-
entwässerung im Trennverfahren“ vom 26. Mai 2004 
(MBl. NRW. S. 583) sind zu beachten.

4.4
Bei der Erstellung von Flächen zur Versickerung und bei 
Niederschlagswasser versickerungsanlagen sind die An-
forderungen des unter Nummer  4.3 genannten Runder-
lasses zu beachten.

4.5
Die Gemeinde kann Zuwendungen an Privatpersonen 
und juristische Personen des privaten Rechts auf der 
Grundlage der De-minimis-Verordnung (EG) Nr. 
1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 wei-
terleiten.

4.6
Bei den Fördervorhaben nach Nummer 4.5 darf der ma-
ximale Förderbetrag von 200 000 Euro innerhalb von 
drei Jahren nicht überschritten werden. Die Zuwendun-
gen dürfen nicht mit einer De-minimis-Förderung der 
gleichen zuwendungsfähigen Ausgaben kumuliert wer-
den, um die in diesen Förderrichtlinien festgelegten För-
derhöchstsätze zu umgehen.

4.7
Die fachliche Beurteilung der Förderwürdigkeit erfolgt 
durch eine Jury.

5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart: Projektförderung

5.2
Finanzierungsart: Anteilfi nanzierung

5.3
Form der Zuwendung: Zuweisung / Zuschuss

5.4
Höhe der Zuwendung 

Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 80 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben.

5.4.1
Bemessungsgrundlage

Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für die Erstellung 
der Anlagen und Bauwerke einschließlich der zugehöri-
gen Einrichtungen.

6

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1

Grunderwerbskosten sind nur zuwendungsfähig, wenn 
sie Gegenstand des Förderantrags sind und innerhalb 
des im Zuwendungsbescheid festgelegten Zeitraums ab-
gewickelt werden. Grunderwerbskosten (ohne entspre-
chende Nebenkosten) von Dritten für die Errichtung von 
Anlagen nach Nummer  2 sind zuwendungsfähig, wenn 
der Antragsteller das Grundstück von einem nicht ver-
gangenen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder perso-
nell verfl ochtenen Eigentümer erwirbt oder erworben 
hat.

6.2
Nicht zuwendungsfähig sind insbesondere:

–  Flächen, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut 
oder befestigt worden sind,

–  Versickerungen durch Sickerschächte,

–  unbare Eigenleistungen,

–  unbare Planungskosten,

–  Skonti,

–  Rabatte,

–  Kreditbeschaffungskosten einschließlich Bauzinsen,

–  Nebenkosten zu Grunderwerbskosten (Grunderwerb-
steuer, Notarkosten, Gerichtskosten),

–  allgemeine Nebenkosten (insbesondere Inseratskosten, 
Genehmigungsgebühren, Finanzierungskosten, Versi-
cherung, Vermessungskosten),

–  Mehrausgaben infolge bergbaulicher Einwirkungen,

–  die Umsatzsteuer (sofern diese als Vorsteuer abzieh-
bar),

–  Mehrausgaben aufgrund von Preissteigerungen sowie 
fehlerhafter Kalkulationen und Antragsstellungen, die 
nach Bekanntgabe der Entscheidung über den Förder-
antrag geltend gemacht werden.

6.3
Zusammen mit anderen Förderungen darf die Förderung 
nach dieser Richtlinie eine Förderhöchstgrenze von 80 
Prozent nicht überschreiten.

7
Verfahren

7.1
Antragsverfahren

Der Förderantrag ist schriftlich unter Verwendung oder 
sinngemäßer Anwendung des Grundmusters 1 „Anlage 2 
zu Nummer 3.1 VVG“ zu stellen. Privatpersonen und ju-
ristische Personen des privaten Rechts stellen den An-
trag über die Gemeinde. Die Gemeinde sammelt die An-
träge und erstellt gegebenenfalls gemeinsam mit ihren 
eigenen Anträgen nach Vorgaben der bewilligenden 
Stelle einen Gesamtantrag. Die Gemeinde fügt den An-
trägen von Privatpersonen und juristischen Personen des 
privaten Rechts eine Stellungnahme zur Zuwendungsfä-
higkeit hinzu. Die Gemeinde legt den Antrag oder den 
Gesamtantrag über die Emschergenossenschaft der Be-
willigungsbehörde vor.

7.2
Bewilligungsverfahren

7.2.1
Bewilligende Stelle ist die örtlich zuständige Bezirksre-
gierung.

7.2.2
Der Anspruch auf die Zuwendung entfällt, wenn die 
Maßnahme nicht innerhalb von 3 Jahren fertig gestellt 
oder in Betrieb genommen wird und die Nachweise über 
geleistete Ausgaben und Leistungen Dritter vorgelegt 
werden. Ausnahmen von der 3-Jahres-Frist sind nur 
dann möglich, wenn dargelegte Gründe erkennen lassen, 
dass die Verzögerungen unvermeidlich und nicht von der 
Gemeinde als Zuwendungsempfängerin oder bei Weiter-
leitung von den Privatpersonen und juristischen Perso-
nen des privaten Rechts oder deren Beauftragten zu ver-
treten sind.

7.2.3
Die Gemeinde kann die Mittel an Privatpersonen und ju-
ristische Personen des privaten Rechts weiterleiten.

Die Gemeinde soll in die Weiterleitung zusätzlich zu 
Nummer  7.2.2 die folgenden Verpfl ichtungen aufneh-
men:

–  Privatpersonen und juristische Personen des privaten 
Rechts sind unverzüglich von der Gemeinde schriftlich 
von der Bewilligung oder Ablehnung zu unterrichten.
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sind ab dem 1. April 2016 landeseinheitlich zu verwen-
den.

2
Bezug der Vordrucke

Die Vordrucke sind über den Kohlhammer/Deutscher 
Gemeindeverlag, Stuttgart (www.kohlhammer.de) zu be-
ziehen.

3
Inkrafttreten,  Außerkrafttreten

3.1
Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft.

3.2
Gleichzeitig tritt der Runderlass des Ministeriums für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz vom 1. März 2001 (MBl. NRW. S.  428), der 
zuletzt durch Runderlass vom 25. November 2011 (MBl. 
NRW. S. 531) geändert worden ist, außer Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 75

8202

Satzung der Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder

Bekanntmachung des Finanzministeriums 
– B 6130 – 1.3 – IV –
vom 4. Januar 2016

Die nachstehende vom Verwaltungsrat der Anstalt am 
12. November 2015 beschlossene 20. Änderung der Sat-
zung, die das Bundesministerium der Finanzen gem. § 14 
Absatz 1 der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL) genehmigt hat, gebe ich bekannt. 
Die Bekanntgabe der Satzung durch das Finanzministe-
rium vom 13. Juli 2007 (MBl. NRW. S. 470), die zuletzt 
durch Bekanntmachung vom 10.  Juli 2015 (MBl. NRW. 
S. 456) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.   In der Übersicht vor dem Inhaltsverzeichnis ist nach 
der Nummer 19 folgende Nummer 20 einzufügen:

  „20. Änderung der VBLS, vom Verwaltungsrat am 
12.11.2015 beschlossen und von der Aufsichtsbehör-
de mit Schreiben vom 17.12.2015 genehmigt.

 2.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

  Nach „§ 46 Antrag, Entscheidung und Rechtsmittel“ 
wird „§ 46a Schriftformerfordernis“ eingefügt. 

 3.   In § 23b Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „abwei-
chend von §  22 Absatz  3 Satz  2 Buchst.  e“ gestri-
chen. 

 4.   In § 36 Absatz 1 Satz 1 Buchst. d werden die Wörter 
„Abrechnungsverband Ost“ durch die Wörter „Ab-
rechnungsverband Ost/Beitrag“ ersetzt.

 5.  § 36a wird wie folgt geändert: 

 a)   In der Überschrift zu §  36a werden die Wörter 
„Abrechnungsverband Ost“ durch „Abrech-
nungsverband Ost/Beitrag“ ersetzt.

 b)   In Satz  1 werden die Wörter „Abrechnungsver-
band Ost“ durch „Abrechnungsverband Ost/Bei-
trag“ ersetzt.

 c)   In Satz 3 wird der Punkt durch ein Semikolon er-
setzt und es wird folgender Halbsatz angefügt: 
„der Zusatzbeitrag des Arbeitnehmers zum Ar-
beitnehmerbeitrag in Höhe von 2 Prozent im Ab-
rechnungsverband Ost/Beitrag bleibt dabei unbe-
rücksichtigt.“  

–  Die Gemeinde hat Privatpersonen und juristische Per-
sonen des privaten Rechts bei der Weiterleitung der 
Zuwendung darauf hinzuweisen, dass die Fördermittel 
vom Land Nordrhein-Westfalen gewährt werden.

Die Gemeinde hat die ordnungsgemäße Durchführung 
sowie die wirtschaftliche und sparsame Mittelverwen-
dung bei Weiterleitung zu bestätigen. 

7.4
Verwendungsnachweis

Die Gemeinde führt den Nachweis der verwendeten Mit-
tel unter Verwendung oder sinngemäßer Anwendung des 
Grundmusters 3 „Anlage 4 zu Nummer  10.3 VVG“ ge-
genüber der Bewilligungsbehörde.

Privatpersonen und juristische Personen des privaten 
Rechts legen der Gemeinde den Nachweis über geleistete 
Ausgaben und Leistungen Dritter nach Nummer  6 der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung zu §  44 der Landeshaushaltsordnung 
vor.

7.5
Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Anforderungen auf Auszahlung von Zuwendungen sind 
von der Gemeinde an die bewilligende Stelle zu richten. 
Hierzu legt die Einzelempfängerin, der Einzelempfänger 
oder das Unternehmen der Gemeinde den Nachweis über 
geleistete Ausgaben und Leistungen Dritter vor.

Die Auszahlung der Zuwendung darf erst nach Ab-
schluss der Baumaßnahme erfolgen. Die Auszahlung der 
Zuwendung darf nur nach Prüfung der Rechnungen 
durch die Gemeinde sowie der Feststellung über die ord-
nungsgemäße Durchführung der Maßnahme sowie die 
wirtschaftliche und sparsame Mittelverwendung nach 
den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung er-
folgen.

8
Schlussvorschriften

Dieser Runderlass tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer 
Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 73

7920

Vordrucke für die Wildbewirtschaftung
Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt,

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
– III-6 71-20-00.07 –

vom 30. Dezember 2015

1
Vordrucke

Die Vordrucke für die Wildbewirtschaftung gemäß des 
Landesjagdgesetzes sowie der Durchführungsverord-
nung zum Landesjagdgesetz

1a  Abschussplan Rotwild,

1b  Abschussplan Rotwild für Hegegemeinschaften,

2a  Abschussplan Damwild,

2b  Abschussplan Damwild für Hegegemeinschaften,

3a  Abschussplan Sikawild,

3b  Abschussplan Sikawild für Hegegemeinschaften,

4  Mindestabschussplan Muffelwild,

5  Abschussplan für Schwarzwild in Jagdgattern,

6  Monatliche Streckenliste und

7   Jährliche Streckenliste / Abschussmeldung für Rot-
wild
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schnitte festgelegt; ab 1. Januar 2023 werden wie-
der Deckungsabschnitte von jeweils fünf Jahren 
festgesetzt.“

 b)   In Absatz 2 werden die Wörter „Abrechnungsver-
band Ost“ durch die Wörter „Abrechnungsver-
band Ost/Umlage“ ersetzt.

10.  § 64 wird wie folgt geändert: 

 a)   In Absatz  2 Satz  3 werden die Wörter „Abrech-
nungsverband Ost“ durch die Wörter „Abrech-
nungsverband Ost/Umlage“ ersetzt.

 b)   In Absatz  3 Satz  3 werden die Wörter „Abrech-
nungsverbandes Ost“ durch die Wörter „Abrech-
nungsverbandes Ost/Umlage“ ersetzt. 

11.  § 65 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

  „2Ab 1. Januar 2002 entspricht die Gesamthöhe der 
Sanierungsgelder 2,0 Prozent, ab 1. Januar 2013 0,00 
Prozent und ab 1. Januar 2016 0,14 Prozent der zu-
satzversorgungspfl ichtigen Entgelte aller Pfl ichtver-
sicherten im Jahr 2001.“ 

12.   In §  79 Absatz  1a Satz  3 werden die Wörter „Ab-
rechnungsverbandes Ost“ durch die Wörter „Ab-
rechnungsverbandes Ost/Umlage“ ersetzt.  

13.   Absatz  2 Buchstabe  g der Ausführungsbestimmun-
gen zu § 21 Absatz 2 – Rechte und Pfl ichten der Be-
teiligten – wird wie folgt neu gefasst: 

  „g) Beginn und Ende der Zugehörigkeit einer Versi-
cherung zu einem Abrechnungsverband nach §  59 
Satz 3 Buchst. a bis c.“

14.   In Absatz 1 Satz 2 der Ausführungsbestimmungen zu 
§ 65 Absatz 5a – Leistungsgerechtere Verteilung des 
Sanierungsgeldes – wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und es wird folgender Halbsatz ange-
fügt: 

  „der zusätzliche Arbeitnehmerbeitrag zum Arbeit-
nehmeranteil an der Umlage in Höhe von 1,41 Pro-
zent bleibt dabei unberücksichtigt.“

15.  Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

 a)   Teil I „Änderungen der VBLS in der Reihenfolge 
der betroffenen Paragrafen“ wird wie folgt ge-
fasst:

 6.  Nach § 46 wird folgender § 46a angefügt: 

 „§ 46a
 Schriftformerfordernis
  1Soweit nach den Vorschriften der Satzung die 

Schriftform vorgesehen ist und Versicherte bzw. be-
teiligte Arbeitgeber einer Nutzung des Kundenpor-
tals „Meine VBL“ widerrufl ich zugestimmt haben, 
genügt für Versicherte, Arbeitgeber und die VBL 
auch die telekommunikative Übermittlung über das 
Kundenportal „Meine VBL“. 2Dies gilt nicht, wenn 
Schriftform vorgesehen ist im Verhältnis zwischen

 a)  der VBL und ihren Gremien,

 b)   Versicherten und dem Schiedsgericht oder dem 
Oberschiedsgericht,

 c)   beteiligten Arbeitgebern und deren Beschäftigten 
sowie

 d)   der VBL und den beteiligten Arbeitgebern bezo-
gen auf die Beteiligung.“ 

 7.  § 59 wird wie folgt geändert: 

 a)  Es wird folgender Satz 6 eingefügt: 

   „6Zwischen den Abrechnungsverbänden Ost/Um-
lage und Ost/Beitrag fi ndet nach Maßgabe der 
§§ 84b Absatz 3 und 69 Absatz 4 eine Querfi nan-
zierung statt.“ 

 b)   Die bisherigen Sätze 6 bis 8 werden zu den Sät-
zen 7 bis 9.  

 8.  § 60 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

  „Das Anstaltsvermögen ist, soweit es nicht für Aus-
gaben benötigt wird, nach den Grundsätzen der für 
regulierte Pensionskassen geltenden gesetzlichen Re-
gelungen einschließlich der zugehörigen Anlagever-
ordnung anzulegen.“ 

 9.  § 62 wird wie folgt geändert: 

 a)  In § 62 Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

   „3Im Abrechnungsverband West werden für die 
Zeiträume vom 1. Januar 2013 bis zum 31. De-
zember 2015 und vom 1. Januar 2016 bis zum 31. 
Dezember 2022 jeweils besondere Deckungsab-
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VBLS
(ohne Anhänge)

Bezeichnung (numerisch) 
der Satzungsänderung

VBLS 
(ohne Anhänge)

Bezeichnung (numerisch) 
der Satzungsänderung

§ 1 12 § 43 3, 4, 6, 13
§ 3 8 § 44 4, 10
§ 7 6, 13 § 46 6, 11
§ 8 8, 12, 13, 18, 19 § 46a 20
§ 11 11 § 47 5, 15
§ 12 6, 8, 12, 13, 18, 19 § 48 6, 15
§ 13 8 § 51 5, 10,17
§ 14 6, 8, 11,13 § 55 16
§ 15 8, 12, 13 § 56 16
§ 18 8 § 57 6, 13, 16
§ 22 5, 10, 18 § 59 18, 20
§ 23 1, 4, 5, 10, 11, 18 § 60 20
§ 23a 18 § 61 18, 19
§23b 18, 20 § 62 20
§23c 18 § 64 2, 4, 10,17, 18, 20
§ 26 10, 12 § 65 6, 7, 8, 10, 11, 18, 20
§ 28 2, 4 § 66 18
§ 30 5, 10 § 66a 4, 18
§ 31 5, 8, 10, 12,14 § 67 8, 19
§ 32 5 § 68 5, 18
§ 32a 14 § 69 8, 18, 19
§ 34 5, 10,14 § 71 8, 16
§ 35 5, 10, 18 § 75 10
§ 35a 18 § 78 3, 17
§ 36 6, 10, 20 § 79 3, 17, 20
§ 36a 10, 20 § 80 17
§ 37 3, 5, 10,17 § 82 3, 10
§ 38 6, 10, 12,17 § 82a 6, 10, 11, 15
§ 40 3, 12 § 84a 10, 11,17, 18
§ 41 3, 5, 11 § 84b 19
§ 42 17, 18

Anhang 1 – Ausführungsbestimmungen (AB) Bezeichnung (numerisch) 
der Satzungsänderungen

AB zu § 19 Abs. 2 Satz 1 Buchst e 10
AB zu § 20 Abs. 3 (Anhang 1, III.) 1 1
AB zu § 21 Abs. 2 (Anhang 1, IV.) 2 2, 12, 20
AB zu § 28 Abs. 2 10, 18
AB zu § 43 Abs. 1 (Anhang 1, VII.) 4 4, 10, 14
AB zu § 64 Abs. 4 Satz 1(Anhang 1, VIII.) 3, 10, 14, 16, 17, 18
AB zu § 65 Abs. 5a (Anhang 1, IX.) 7, 8, 9, 10, 11, 16, 20
AB zu § 68 Abs. 3 Satz 3 (Anhang 1, X.) 4, 5, 8

 b)   In Teil II „Änderungen der VBLS in der Reihen-
folge der Satzungsänderungen“ wird folgende 
Nummer 20 angefügt:

  „20. Änderung der VBLS vom 17. November 2015

   Geänderte Paragrafen oder sonstige Textteile (In-
krafttreten mit Wirkung vom 1. Januar 2016)

   §  23b Abs.  4 Satz  2, §  36 Abs.  1 Satz  1, §  36a, 
§ 46a, § 59, § 60 Abs. 4, § 62 Abs. 1 Satz 3, §64 
Abs.  2 Satz  3 und Abs.  3 Satz  3, §  65 Abs.  2 
Satz 2, § 79 Abs. 1a Satz 3, Absatz 2 Buchst. g der 
Ausführungsbestimmungen zu §  21 Abs.  2, Ab-
satz  1 Satz  2 der Ausführungsbestimmungen zu 
§ 65 Abs. 5a.

   Geänderte Paragrafen oder sonstige Textteile 
 (Inkrafttreten mit Wirkung vom 1. Juli 2015)

  § 1 Nummer 4c und § 1 Nummer 13.

– MBl. NRW. 2016 S. 75
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II.

Heizkostenbeitrag
für an dienstliche Sammelheizungen

angeschlossene Dienstwohnungen für den
Abrechnungszeitraum 2014/2015
Runderlass des Finanzministeriums 

– B 2730 – 13.1.2 – IV A 2 – 
vom 18. Januar 2016

Nachstehend gebe ich gemäß §  10 Absatz  1 Satz  1 
DWVO die vom Bundesministerium der Finanzen für 
den Abrechnungszeitraum vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 
2015 festgesetzten Kostensätze bekannt:

Energieträger Euro

Fossile Brennstoffe  9,79

Fernwärme und übrige 
Heizungsarten

13,04

Der Erlass tritt zum 31. Dezember 2021 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 78

SPNV-Netz im besonderen Landesinteresse
nach § 7 Abs. 4 des Gesetzes 

über den öffentlichen Personennahverkehr
in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW)

Bekanntmachung des Ministeriums für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

– II B 4 – 50 – 61.22.1 –
vom 11. September 2015

Zur Sicherung eines überregionalen Angebotes im 
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) als Rückgrat einer 
landesweiten Mobilitätskette im Öffentlichen Personen-
nahverkehr wird im Einvernehmen mit dem Ausschuss 
für Bauen und Verkehr des Landtags und den für den 
SPNV zuständigen Aufgabenträgern das nachfolgende 
SPNV-Netz im besonderen Landesinteresse gemäß §  7 
Absatz 4 ÖPNVG NRW festgelegt. 

Das SPNV-Netz im besonderen Landesinteresse bildet 
die, für die Erschließung des Landes wichtigen Korri-
dore des Schienenpersonennahverkehrs ab und be-
schreibt sie in ihrer landesbedeutsamen Verkehrsauf-
gabe. Es sichert ein Netz lang laufender, schneller 
Verbindungen zur Vernetzung von Oberzentren sowie 
zur Stärkung regionaler Standorte durch ein Anbinden 
an die Ballungszentren des Landes. Es garantiert damit 
eine interregionale Erreichbarkeit zur Stärkung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes. 

Dieses Netz wird zum Fahrplanwechsel am 11. Dezem-
ber 2016 wie folgt fortgeschrieben:

SPNV-Netz im besonderen Landesinteresse

Schienenkorridore mit ihren landesbedeutsamen 
Verkehrsaufgaben

Verlauf des 
 Korridors 

Linie, die heute 
die Verkehrs-
aufgabe erfüllt

(nachrichtlich)

Mio. Zug-km 
 abgeschichtet auf 
max. 15 Zugpaare 
pro Tag in Erfül-
lung der Verkehrs-
aufgabe

Schnelle Verbindung der Ruhrgebietszentren 
 untereinander und mit Düsseldorf 

Direkte Verbindung Aachen/ Köln – Ruhrgebiet

Bedienung der Unterwegshalte zwischen 
 Dortmund und Hamm

Aachen – Köln – 
Duisburg – Dort-
mund – Hamm 

RE1 2,4

Direkte Verbindung Münster und Haard-Achse 
mit zentralem Ruhrgebiet/ Düsseldorf

Münster – Essen – 
Duisburg – Düssel-
dorf

RE2 1,4

Schnelle und direkte Verbindung nördliches 
Ruhrgebiet – Landeshauptstadt Düsseldorf

Verbindung der Zentren im nördlichen Ruhrge-
biet untereinander

Anbindung der Emscherzone an den Fernverkehr 
in Richtung Süddeutschland sowie in Richtung 
Bremen/Hamburg und Ostdeutschland

Direkte Verbindung Raum Kamen/Hamm –  
nördliches Ruhrgebiet 

Düsseldorf – 
 Oberhausen – 
 Gelsenkirchen – 
Dortmund – Hamm 

RE3 1,2

Schnelle und direkte Verbindung Raum Aachen/
Mönchengladbach – Landeshauptstadt Düssel-
dorf

Anbindung des Raums Mönchengladbach an den 
Fernverkehr in Düsseldorf in Richtung Nord- und 
Ostdeutschland

Schnelle und direkte Verbindung Landeshaupt-
stadt Düsseldorf – Wupperachse /Hagen

Schnelle und direkte Verbindung Wupperachse – 
Dortmund

Aachen – Mönchen-
gladbach – Düssel-
dorf – Hagen – 
Dortmund 

RE4 1,9

Schnelle Anbindung Rechter Niederrhein – 
 Düsseldorf/Köln

Schnelle Anbindung Koblenz – Köln/Düsseldorf

Erschließung des Rheintales

Koblenz – Bonn – 
Köln – Duisburg – 
Wesel 

RE5 1,5
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Schienenkorridore mit ihren landesbedeutsamen 
Verkehrsaufgaben

Verlauf des 
 Korridors 

Linie, die heute 
die Verkehrs-
aufgabe erfüllt

(nachrichtlich)

Mio. Zug-km 
 abgeschichtet auf 
max. 15 Zugpaare 
pro Tag in Erfül-
lung der Verkehrs-
aufgabe

Direkte Verbindung Ostwestfalen – Essen – 
 Düsseldorf – Köln (Flughafen)

Zusätzliche Verbindung Düsseldorf – Köln als 
Bypass über Neuss 

Anbindung Düsseldorf und Ruhrgebiet an Köln/
Bonn Flughafen  

Schnelle Verbindung der Ruhrgebietszentren 
 untereinander

Köln/Bonn Flugha-
fen – Köln – Neuss 
– Düsseldorf – 
 Essen – Dortmund 
– Bielefeld – 
 Minden 

RE6 2,9

Anbindung von Krefeld und Neuss an Köln und 
damit Anbindung an den Fernverkehr in Rich-
tung Süden

Schnelle und direkte Verbindung Köln – 
 Wuppertal – Hagen – Unna/Schwerte

Schnelle und direkte Verbindung Rheine – 
 Münster – Hamm – Unna/Schwerte

Anbindung Münsters an ICE in Richtung Berlin 

Anbindung des Raumes Unna/Schwerte an ICE 
in Richtung Berlin

Krefeld – Köln – 
Wuppertal – 
Hagen – Hamm – 
Münster – Rheine 

RE7 2,7

Schnelle und direkte Verbindung des Oberzent-
rums Mönchengladbach mit Köln und dem Flug-
hafen Köln/Bonn sowie Anbindung an den Fern-
verkehrsknoten Köln

Schnelle Anbindung der rechten Rheinseite an 
Köln, Koblenz und den Flughafen Köln/Bonn so-
wie Anbindung an den Fernverkehrsknoten Köln

Mönchengladbach 
– Köln – Linz – 
 Koblenz 

RE8 1,2

Schnelle und direkte Anbindung der Region Sie-
gen an den Großraum Köln/Siegburg/Troisdorf 
mit Anbindung an den Fernverkehrsknoten Köln

Schnelle und direkte Verbindung Aachen – Köln

Aachen – Köln –  
Au – Siegen

RE9 1,5

Schnelle und direkte Verbindung des linken 
 Niederrheins mit dem Oberzentrum Krefeld

Schnelle und direkte Verbindung zwischen dem 
linken Niederrhein bzw. Krefeld und der Landes-
hauptstadt Düsseldorf

Anbindung des Kreises Kleve an den Rhein/Ruhr-
Raum und den Fernverkehr

Kleve – Krefeld – 
Düsseldorf

RE10 1,0

Verbindung Kassel –  Westfalen – Ruhrgebiet und 
Düsseldorf

Verbindung Hellweg – Ruhrgebiet und Düsseldorf

Zusätzliche Verbindung Ruhrgebiet – Düsseldorf 

Ergänzung des RE1 und RE6 im Ruhrkorridor 
zum annähernden 20-Minuten-Takt

Düsseldorf – 
Dortmund – 
Hamm – 
Paderborn – 
Kassel

RE11 1,7

Schnelle und direkte Anbindung von Venlo an 
die Landeshauptstadt Düsseldorf und den Fern-
verkehr

Schnelle und direkte Verbindung Wupperachse/
Hagen – Landeshauptstadt Düsseldorf

Schnelle und direkte Anbindung Hamm/Kreis 
Unna an Hagen/Wuppertal/ Düsseldorf

Venlo – Düsseldorf 
– Hagen – Hamm

RE13 1,6

Anbindung des Nordwestens von NRW in Müns-
ter an den Fernverkehr in Richtung Dortmund/
Ruhrgebiet/Rhein-Main-Gebiet

Schnelle und direkte Verbindung Münster – 
 Emsland – Ostfriesland 

Münster – Rheine – 
Leer – Emden 

RE15 0,5

Schnelle und direkte Verbindung von Siegen/
Iserlohn an Hagen und das zentrale Ruhrgebiet 

Essen – Hagen – 
Siegen/Iserlohn

RE16 1,6

Anbindung des Sauerlandkreises an Hagen und 
an den Knoten Warburg (Anschluss nach Kassel)

Direktanbindung des Sauerlandkreises an Kassel 
4x tgl.

Hagen/Paderborn – 
Warburg – (Kassel)

RE17 1,6
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Schienenkorridore mit ihren landesbedeutsamen 
Verkehrsaufgaben

Verlauf des 
 Korridors 

Linie, die heute 
die Verkehrs-
aufgabe erfüllt

(nachrichtlich)

Mio. Zug-km 
 abgeschichtet auf 
max. 15 Zugpaare 
pro Tag in Erfül-
lung der Verkehrs-
aufgabe

Verknüpfung der Knotenpunktbahnhöfe Aachen, 
Heerlen und Maastricht miteinander, so dass 
Übergänge zu den jeweiligen IC-, RE- und RB-
Netzen hergestellt werden

Grenzüberschreitende Direktverbindung der 
Oberzentren Aachen, Heerlen (Hauptstadt 
Parkstad Limburg) und Maastricht (Hauptstadt 
Provinz Limburg)

Grenzüberschreitende Direktverbindung zwi-
schen Mittelzentren, wie z.B. Herzogenrath, 
 Valkenburg, Meerssen 

Aachen – Herzo-
genrath – Heerlen – 
Maastricht

RE18 0,2

Direkte Verbindung Eifel – Verdichtungsraum 
Köln

Köln – Euskirchen 
– Kall – Gerolstein 
– Trier  

RE22 1,0

Grenzüberschreitende Erschließung des Aachener 
Raumes

Aachen  – Lüttich – 
(Brüssel)

Übergangsweise 
Aachen – Verviers – 
Spa

RE29 0,1

Grenzüberschreitende Verbindung Düsseldorf / 
Niederrhein an die Niederlande

Anbindung Niederrhein an Düsseldorf

Neue Stammlinie rechter Niederrhein 

Düsseldorf – 
Oberhausen – 
Wesel – 
Emmerich – 
Arnheim 

RB35 1,2

Direkte Verbindung linker Niederrhein – 
 zentrales Ruhrgebiet

(Münster –) Essen – 
Duisburg – Krefeld 
– Mönchenglad-
bach

RE42 0,7

Direkte Verbindung Dortmund – Münster Dortmund – Lünen 
– Münster

RB50 0,6

Bundesländer überschreitende, direkte Ost-West-
Achse im nördl. Münsterland, direkte  Anbindung 
über das Oberzentrum Osnabrück an Hannover 
(Niedersachsen)

Rheine – Osna-
brück – Minden – 
Hannover – 
Braunschweig

RE60 0,5

Grenzüberschreitende Verbindung Rheine – 
 Hengelo 

Direkte Verbindung der Oberzentren Bielefeld 
und Osnabrück

Anbindung nördliches NRW an den Fernverkehr 
in Bielefeld und Osnabrück

Hengelo* – Rheine 
– Osnabrück – 
Herford – Bielefeld 

*vsl. ab 12/2017

RB61 0,9

Direkte Verbindung der Zentren Münster und 
Enschede

Münster – Gronau – 
Enschede

RB64 0,6

Direkte Verbindung der Oberzentren Münster 
und Osnabrück

Münster – 
Osnabrück

RB66 0,4

Direkte und schnelle Verbindung Bielefeld – Han-
nover bzw. Anbindung Ostwestfalens an das zent-
rale Niedersachsen

Bielefeld – Minden 
– Hannover

RE70 0,3

Direkte Verbindung der Oberzentren Bielefeld 
und Paderborn

Bielefeld – Senne-
stadt – Paderborn

RB74 0,5

Direkte Verbindung von Bielefeld, Herford und 
Minden

Anbindung Ostwestfalens an den Raum Nien-
burg/Bremen

Bielefeld – Minden 
– Nienburg

RE78

(und RB76)

0,3

Schnelle und direkte Anbindung des Siegerlandes 
an das Oberzentrum Frankfurt, damit überregio-
nale Verbindung NRW – Hessen

Anbindung an den Fernverkehr in Frankfurt 

Siegen – Gießen – 
Frankfurt 

RE99 0,2

Summe

(entspricht nicht der Summe der gerundeten 
 Einzelwerte)

SPNV-Netz im besonderen Landesinter-
esse

31,9

Netzkarte – siehe Anlage 
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2.  Die Vereinigung „Freies Netz Süd“ (FNS) ist verbo-
ten und wird aufgelöst.

3.  Der Betrieb der Website des „Freien Netz Süd“ 
(FNS) unter der URL http://www.freies-netz-sued.
net ist unverzüglich einzustellen. Die als Kontakt-
möglichkeiten angeführte Telefonnummer (0911 / 
375 60 38) und die E-Mail-Adresse fnsued@gmx.de 
sind abzuschalten. Gleiches gilt für die E-Mail-Ad-
resse berichte@gmx.net.

4.  Es ist verboten Kennzeichen des „Freien Netz Süd“ 
(FNS) für die Dauer der Vollziehbarkeit dieser Ver-
fügung öffentlich, in einer Versammlung oder in 
Schriften, Ton- und Bildträgern, Abbildungen oder 
Darstellungen, die verbreitet werden können oder 
zur Verbreitung bestimmt sind, zu verwenden. Glei-
ches gilt für Kennzeichen, die denen des „Freien 
Netz Süd“ (FNS) zum Verwechseln ähnlich sehen. 
Das Verbot greift insbesondere auch für eine Ver-
breitung im Internet. 

5.  Das Vereinsvermögen des „Freien Netz Süd“ (FNS) 
wird beschlagnahmt und zugunsten des Freistaates 
Bayern eingezogen.

6.  Forderungen Dritter gegen das „Freie Netz Süd“ 
(FNS) werden beschlagnahmt und zugunsten des 
Freistaates Bayern eingezogen, soweit sie aus Bezie-
hungen entstanden sind, die sich nach Art, Umfang 
oder Zweck als eine vorsätzliche Förderung der ver-
fassungswidrigen Bestrebungen der Vereinigung 
darstellen, oder soweit sie begründet wurden, um 
Vermögenswerte des „Freien Netz Süd“ (FNS) dem 
behördlichen Zugriff zu entziehen oder den Wert des 
Vermögens des „Freien Netz Süd“ (FNS) zu min-
dern. Hat ein Gläubiger solche Forderungen durch 
Abtretung erworben, werden diese eingezogen, so-
weit der Gläubiger die Eigenschaft als Kollabora-
tions- oder Umgehungsforderungen im Zeitpunkt ih-
res Erwerbs kannte.

7.  Sachen Dritter werden beschlagnahmt und zuguns-
ten des Freistaates Bayern eingezogen, soweit der 
Berechtigte durch Überlassung der Sachen an das 
„Freie Netz Süd“ (FNS) dessen verfassungswidrige 
Bestrebungen gefördert hat oder die Sachen zur För-
derung dieser Bestrebungen bestimmt waren.

7.1  Insbesondere wird das dem „Freien Netz Süd“ (FNS) 
von der Eigentümerin, Frau Bärbel Gentsch, geb. 
Meißner, überlassene Grundstück samt Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude in Oberprex 47, 95194 Regnitz-
losau, Ortsteil Oberprex, eingetragen im Grundbuch 
der Gemarkung Prex beim Amtsgericht Hof Band 15, 
Blatt 612, Flur-Nr. 379, beschlagnahmt und zuguns-
ten des Freistaates Bayern eingezogen. 

7.2  Ferner werden die im Gesamthandeigentum von 
Matthias Fischer und Tony Gentsch stehenden Sa-
chen, d. h. rechtsextremistische Agitations- und Pro-
pagandamaterialien, Tonträger, Literatur sowie 
sonstige rechtsextremistische Devotionalien, der 
Matthias Fischer und Tony Gentsch GbR (Final 
 Resistance Versand) fi rmierend in Oberprex  47, 
95194 Regnitzlosau, Ortsteil Oberprex, beschlag-
nahmt und zugunsten des Freistaates Bayern einge-
zogen. 

8.  Die in dieser Verfügung getroffenen Anordnungen 
sind kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

Gläubigeraufruf

Die Gläubiger des verbotenen Vereins werden gemäß 
§  15 Absatz  1 Nummern  1 bis  3 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Regelung des öffentli-
chen Vereinsrechts (VereinsGDV) aufgefordert,

–  ihre Forderungen bis zum 29. Februar 2016 schriftlich 
unter Angabe des Betrages und des Grundes beim 
Bayerischen Staatsministerium des Innern, für Bau 
und Verkehr anzumelden,

–  ein im Falle des Konkurses beanspruchtes Vorrecht 
anzugeben, soweit dieses Voraussetzung für eine vor-
zeitige Befriedigung nach §  16 Absatz  1 der Verord-
nung zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des 
öffentlichen Vereinsrechts ist,

Das von den Aufgabenträgern aus der Pauschale ge-
mäß  §  11 Absatz  1 ÖPNVG NRW zu fördernde SPNV-
An gebot im besonderen Landesinteresse umfasst somit 
31,9 Mio. Zug-Kilometer.

Aufgabenträger zu förderndes Angebot
Mio. Zug-km

Verkehrsverbund Rhein-
Ruhr AöR

13,9

Zweckverband Nahverkehr 
SPNV & Infrastruktur 
Rheinland

 6,3

Zweckverband Nahverkehr 
Westfalen-Lippe

11,6

– MBl. NRW. 2016 S. 78

III.

Landeswahlleiter 

Landtagswahl 2012;
Feststellung von Nachfolgern aus der Landesliste

Bekanntmachung des Landeswahlleiters 
– 111 – 35.09.13 –

vom 12. Januar 2016

Der Landtagsabgeordnete Herr Ulrich Hahnen ist am 
9. Januar 2016 verstorben.

Als Nachfolger ist mit Wirkung vom 12. Januar 2016

 Herr Gerd Stüttgen
 Gesmecke 42
 59757 Arnsberg

aus der Landesliste der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (SPD) Mitglied des Landtags.

Bezug:  Bek. d. Landeswahlleiterin vom 25. Mai 2012 
(MBl. NRW. S. 374) 

– MBl. NRW. 2016 S. 82

Ministeriums für Inneres und Kommunales 

Bekanntmachung
über die Unanfechtbarkeit des Verbots 

der Vereinigung „Freies Netz Süd (FNS)“ 
und Gläubigeraufruf

Bekanntmachung des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales 

vom 14. Januar 2016

Das Verbot des Bayerischen Staatsministeriums des In-
nern, für Bau und Verkehr vom 2.  Juli 2014 gegen die 
Vereinigung „Freies Netz Süd (FNS) wurde am 23.  Juli 
2014 im Bundesanzeiger (BAnz AT 23.07.2014 B1) be-
kannt gemacht.

Das Verbot ist mit Urteil des BayVGH vom 20. Oktober 
2015 (Az. 4 A 14.1787) bestätigt worden; das Verbot hat 
am 14. Dezember 2015 Bestandskraft erlangt. Der verfü-
gende Teil wird nach §  7 Absatz  1 des Vereinsgesetzes 
nachfolgend nochmals bekannt gegeben.

V e r f ü g u n g:

1.  Die Vereinigung „Freies Netz Süd“ (FNS) ist eine 
Ersatzorganisation der vom Bayerischen Staatsmi-
nisterium des Innern durch Verfügung vom 19.  De-
zember 2003 verbotenen Vereinigung „Fränkische 
Aktionsfront“ (F.A.F.).
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–  nach Möglichkeit urkundliche Beweisstücke oder Ab-
schriften hiervon beizufügen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die bis 
zum 29. Februar 2016 nicht angemeldet werden, nach 
§  13 Absatz  1 Satz  3 des Vereinsgesetzes, §  15 Abs.  2 
VereinsGDV erlöschen.

– MBl. NRW. 2016 S. 82
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